
sondere ob und inwieweit bei ihm die Bereitschaft zur 
Wiedergutmachung und Bewährung vorhanden ist. Bei 
der Prüfung der Voraussetzungen für die Anwendung 
ist davon auszugehen, wie der Strafgefangene die im 
Erziehungsprogramm und in den weiteren Erziehungs­
gesprächen festgelegten Maßnahmen erfüllt hat. Aus 
dem in diesen Programmen festgelegten Erziehungsziel 
ist zu ersehen, wann der Strafzweck erreicht ist.
Bei der Überprüfung der Beschlüsse nach § 349 StPO 
und § 45 StGB sowie der Erziehungsakten im Strafvoll­
zug haben wir festgestellt, daß diese Anforderungen in 
der Praxis noch nicht durchgesetzt werden. Deshalb 
haben wir folgende Kriterien für die Anwendung und 
Ausgestaltung der Strafaussetzung auf Bewährung auf­
gestellt, die für die Prüfung der Voraussetzungen der 
Strafaussetzung maßgeblich sind:
— die Arbeitsdisziplin, Arbeitsmoral und Arbeitslei­

stungen des Strafgefangenen,
— sein Wille zur Wiedergutmachung, seine Einstellung 

zur Straftat (sein innerer Wandlungsprozeß),
— sein Einfluß auf Mitgefangene und sein Verhalten 

im Kollektiv,
— seine Bereitschaft zur Qualifizierung,
— seine staatsbürgerliche Haltung,
— seine gesellschaftliche Betätigung,
— sein Verhalten gegenüber den Strafvollzugsangehö­

rigen.

Differenzierung der Strafaussetzung nach bestimmten 
Gruppen von Verurteilten

Über die vorstehend genannten Kriterien hinaus muß 
noch weiter nach der bisherigen Entwicklung des Ver­
urteilten und ggf. nach der Art und Anzahl seiner Vor­
strafen differenziert werden. So sind in diesem Zu­
sammenhang u. E. folgende Personengruppen differen­
ziert einzuschätzen:
1. Bei erstmalig zu Freiheitsstrafe Verurteilten zeigt 
sich in der Regel eine verhältnismäßig schnelle Einsicht 
und die Anerkennung des gerichtlichen Urteils. Ehr­
liche Reue und der Wille zur Wiedergutmachung und 
Bewährung sind ausgeprägter als bei mehrmals Vor­
bestraften oder bei Rückfalltätern. Dennoch kann es 
anfangs zu Erziehungsschwierigkeiten kommen, da sich 
der erstmalig Verurteilte in die völlig ungewohnte Um­
gebung hineinfinden muß. Der Strafvollzug hat daher 
die Aufgabe, bereits bei der Aufnahme des Verurteilten 
dessen Bereitschaft zur Erziehung und Selbsterziehung 
zu wecken. Keinesfalls dürfen anfängliche Schwierig­
keiten mit dem Verurteilten dazu führen, ihn von der 
Anwendung der Strafaussetzung auf Bewährung aus­
zuschließen.
2. Bei Strafgefangenen, die zu einer asozialen Lebens­
weise tendierten, ist an die Erziehung ein strenger 
Maßstab anzulegen. In diesen Fällen kommt es beson­
ders darauf an, den Strafgefangenen begreiflich zu 
machen, wie verwerflich es ist, auf Kosten der Gesell­
schaft zu leben, und sie an geregelte Arbeit zu ge­
wöhnen. Dabei ist zu berücksichtigen, daß diese Ver­
urteilten zumeist auf Grund ihrer unzureichenden gei-

’ stigen Entwicklung und der negativen Einflüsse ihrer 
bisherigen Umgebung über völlig unzureichende Mo­
ralvorstellungen verfügen. Arbeitsdisziplin und Pflicht­
bewußtsein sind bei diesen Menschen wenig ausge­
prägt.
Deshalb muß bei der Anwendung der Strafaussetzung 
auf Bewährung besonders sorgfältig geprüft werden, 
wie sich der Wandlungsprozeß hinsichtlich der bewuß­
ten Einstellung zur Arbeit vollzogen hat und inwieweit 
eine Beständigkeit und Leistungssteigerung in ihrem 
Arbeitseinsatz zum Ausdruck kommt.

Des weiteren ist auch bedeutsam, in welchem Umfang 
bei solchen Strafgefangenen die Bereitschaft vorliegt, 
ihre Arbeitsvergütung für Aufwendungen der Familie 
und für Unterhaltsforderungen sowie für andere fi­
nanzielle Verpflichtungen zu verwenden. In solchen 
Fällen sollten bei einer Strafaussetzung auf Bewährung 
stets gemäß § 45 Abs. 3 StGB zweckmäßige Maßnahmen 
angeordnet werden.

3. Wiederholt Straffällige, die mehrmals zu einer Frei­
heitsstrafe verurteilt wurden, zeigen in ihrem Verhal­
ten eine bestimmte Hartnäckigkeit bei der Mißachtung 
der Regeln des gesellschaftlichen Zusammenlebens und 
der sozialistischen Gesetzlichkeit, so daß während der 
Verbüßung der Freiheitsstrafe eine nachhaltige erzie­
herische Wirkung erreicht werden muß. Da sie mit den 
Gepflogenheiten im Strafvollzug gut vertraut sind und 
in der Regel die an sie gestellten Forderungen erfüllen, 
ist es notwendig, bei der Anwendung der Strafaus­
setzung auf Bewährung einen besonders strengen Maß­
stab anzulegen. Das trifft auch im Hinblick auf den 
verbüßten Teil der Freiheitsstrafe zu.

4. Bei Rückfalltätern i. S. des § 44 StGB sollte die An­
wendung der Strafaussetzung auf Bewährung eine Aus­
nahme sein. Wesentlich ist in solchen Fällen allerdings 
— falls das Prüfungsergebnis eine Strafaussetzung 
rechtfertigt —, daß in Vorbereitung der Wiedereinglie­
derung bereits vor dem Ausspruch der Strafaussetzung 
und vor der Entlassung aus der Strafvollzugsanstalt 
eine weitere positive Beeinflussung durch die gesell­
schaftlichen Kräfte gesichert wird.

Zu einigen Problemen der Praxis im Zusammenhang 
mit der Strafaussetzung

Die genannten Kriterien und Differenzierungsmerk­
male führen jedoch nur dann zu einer wirksameren 
Ausgestaltung des Strafvollzugs und zur richtigen An­
wendung der Strafaussetzung und Bewährung, wenn 
sie nicht nur vom Leiter der Strafvollzugsanstalt, son­
dern auch vom Staatsanwalt und vom Gericht bei der 
Prüfung der Voraussetzungen der Strafaussetzung be­
achtet werden.
Bei einigen Gerichten besteht noch keine Klarheit dar­
über, daß sie auch ohne Antrag des Leiters der Straf­
vollzugsanstalt oder des Staatsanwalts nach § 349 StPO 
in Verbindung mit § 45 StGB entscheiden dürfen. Vor­
aussetzung ist aber, daß vor der Entscheidung von der 
Strafvollzugsanstalt ein Führungsbericht und vom 
Staatsanwalt eine Stellungnahme eingeholt werden.

Teilverbüßung der Freiheitsstrafe
Unterschiedliche Auffassungen gibt es in der Praxis 
darüber, ob Strafaussetzung gewährt werden kann, 
wenn mit dem Vollzug der Freiheitsstrafe noch nicht 
begonnen wurde. Im StPO-Lehrkommentar wird aus­
geführt, daß eine Strafaussetzung auf Bewährung aus­
nahmsweise auch ohne Teilverbüßung nach einem 
Strafaufschub erfolgen kann, wenn ein entsprechender 
Zeitraum vergangen ist4.
Das sind aber u. E. nicht die typischen Fälle. Viel häu­
figer treten die Fälle auf, in denen bei Verurteilung auf 
Bewährung noch keine Teilverwirklichung der Frei­
heitsstrafe erfolgte, obwohl nach einer erneuten Straf­
tat’ und rechtskräftigen Verurteilung die Verwirk­
lichung der ersten Verurteilung angeordnet wurde. Die 
Gerichte versäumen oft, eine Zwischenvollstreckung zu 
begehren, und die aus der früheren Verurteilung re­
sultierende Strafe wird erst im Anschluß an den Voll-

4 Vgl. StPO-Lehrkommentar, Berlin 1968, Anm. 2 zu §§ 349, 350 
(S. 386).
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